
Erst mit der zwangsweisen Durchsetzung des Gerichtsauf-

trags wird in die Rechtssphäre des Beteiligten eingegriffen

und damit eine Anfechtbarkeit ausgelöst (6 Ob 277/00d).

Diese Grundsätze gelten auch für das Verfahren betreffend

Privatstiftungen. Aus § 35 Abs 3 Satz 2 PSG ist

nichts Gegenteiliges abzuleiten. Nach dieser Be-

stimmung hat das Gericht, wenn die Privatstif-

tung gegen § 1 Abs 2 PSG verstößt, die Stiftung

erst dann aufzulösen, wenn diese innerhalb ange-

messener Frist einer rechtskräftigen Unterlas-

sungsanordnung nicht nachkommt. Daraus, dass

das Gesetz hier ausdrücklich auf die Rechtskraft der

Unterlassungsaufforderung abstellt (vgl Arnold, PSG § 35 Rz

18), ergibt sich zwingend, dass das Gesetz hier ausnahms-

weise von der abgesonderten Anfechtbarkeit einer derarti-

gen Aufforderung ausgeht. Daraus kann aber kein Rück-

schluss für andere Fälle außerhalb des § 35 Abs 3 PSG ge-

zogen werden [...].

[...]

Zudem ist darauf zu verweisen, dass die Verhängung einer

Zwangsstrafe gegen die Organe der Stiftung schon mangels

Vorliegens einer entsprechenden materiellen Handlungs-

pflicht nicht in Betracht kommt. Die Bestellung des Auf-

sichtsrats ist nämlich in § 24 PSG abschließend geregelt.

Demnach fällt die Bestellung des Aufsichtsrates nie in die

Privatstiftung  geleitet von Lukas Fantur
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Sachverhalt (zusammengefasst):

Beim Handelsgericht Wien ist die B***** Privatstiftung ein-

getragen. Ein anonymer Einschreiter regte die „Überprü-

fung der Gesetzmäßigkeit der Privatstiftung“ an. Das Erst-

gericht verwarf die Anregung, die Privatstiftung gemäß § 35

Abs 3 zweiter Satz PSG aufzulösen bzw nach § 10 Abs 2

FBG zu löschen. Im Punkt 2. dieses Beschlusses

wurde der Erststifterin bzw Rechtsnachfolgerin

der Zweitstifterin aufgetragen, eingehend Stel-

lung zu nehmen, wieso für die B***** Privatstif-

tung kein Aufsichtsrat eingerichtet wurde.

Mit dem nunmehr angefochtenen Beschluss trug das

Erstgericht der Stiftung auf, binnen sechs Wochen einen

Aufsichtsrat einzurichten. Der gegen diesen Auftrag gerich-

tete Rekurs der Stiftung wurde vom Rekursgericht zurückge-

wiesen.

Aus den Entscheidungsgründen (des Rekursge-

richtes):

Nach ständiger Rechtsprechung ist ein ohne Androhung

eines Zwangsmittels ergangener Gerichtsauftrag, etwa

die Aufforderung zur Vornahme einer vom Gericht für er-

forderlich angesehenen Anmeldung (OLG Wien NZ 2001,

409; NZ 2002/106; aA lediglich OLG Graz 4 R 191/01t =

FBE X), nicht anfechtbar. [...] 

(Unzulässige) „Selbstzweck“-
Stiftungen und Aufsichtsratspflicht
bei Privatstiftungen
1. Thesaurierungs- bzw „Selbstzweck“-Stiftungen sind unzulässig.

2. Die Bestellung des ersten Aufsichtsrates fällt in die Zuständigkeit des Stifters (allenfalls auch des Stif-
tungskurators), in allen anderen Fällen in die Zuständigkeit des Gerichts. Unter Bestellung des „ersten
Aufsichtsrats“ ist nur der vor der Eintragung der Privatstiftung in das Firmenbuch bestellte Aufsichtsrat
zu verstehen.

3. Der Begriff der einheitlichen Leitung in § 22 Abs 1 Z 2 PSG ist iSd § 15 Abs 1 AktG auszulegen. Eine
einheitliche Leitungsmöglichkeit reicht für die Begründung einer Aufsichtsratspflicht aus.

4. Ein ohne Androhung eines Zwangsmittels ergangener Gerichtsauftrag ist nicht anfechtbar. Anderes
ergibt sich bei der Privatstiftung nur in Bezug auf eine Unterlassungsanordnung nach § 35 Abs 3
zweiter Satz PSG.

OLG Wien 22.2.2005, 28 R 274/04a§ 1, § 5, § 13, § 22, § 24, § 35, § 40 PSG, § 10 Abs 2 FBG
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Zuständigkeit der Stiftung und ihrer Organe: Die Bestel-

lung des ersten Aufsichtsrats fällt in die Zuständigkeit des

Stifters, in allen anderen Fällen in die Zuständigkeit des Ge-

richts. Unter Bestellung des „ersten Aufsichtsrats“ ist nur

der vor der Eintragung der Stiftung in das Firmenbuch be-

stellte Aufsichtsrat zu verstehen (Arnold, PSG § 24 Rz 3). Dies

gilt auch dann, wenn die Bestellung des Aufsichtsrats durch

den Stifter zunächst pflichtwidrig unterblieben ist und sich die

Notwendigkeit zur Bestellung eines Aufsichtsrats erst in wei-

terer Folge herausstellt (vgl Arnold, PSG § 24 Rz 13; Wessely in

Doralt/Nowotny/Kalss, PSG § 24 Rz 6). Die von Arnold (PSG

§ 24 Rz 7) ventilierte Möglichkeit, einen Stiftungskurator zu

bestellen und diesen mit der Bestellung eines Aufsichtsrats zu

betrauen, gilt – wie sich aus dem Zusammenhalt mit seinen

Ausführungen unter § 24 PSG Rz 13 ff ergibt – nur für den

Fall, dass der Stifter vor der Eintragung der Stiftung verstirbt,

nicht jedoch für den Fall, dass die Stiftung – wie im vorlie-

genden Fall – bereits eingetragen ist.

[...] 

Ohne dass dies im vorliegenden Verfahrensstadium ab-

schließend zu beurteilen wäre, ist hier jedoch schon jetzt

darauf zu verweisen, dass die der Stiftung zukommenden

Leitungsbefugnisse entgegen der von der Rekurswerberin

vertretenen Rechtsansicht durchaus die Annahme des Erst-

gerichtes rechtfertigen, dass die Stiftung inländische Kapi-

talgesellschaften im Sinne des § 22 Abs 1 Z 2 PSG einheit-

lich leite. Nach § 22 Abs 1 Z 2 PSG ist ein Aufsichtsrat dann

zu bestellen, wenn die Privatstiftung inländische Kapitalge-

sellschaften oder inländische Genossenschaften einheitlich

leitet (§ 15 Abs 1 AktG 1965) oder aufgrund einer unmittel-

baren Beteiligung von mehr als 50% beherrscht und in bei-

den Fällen die Anzahl der Arbeitnehmer dieser Gesellschaften

bzw. Genossenschaften im Durchschnitt 300 übersteigt und

sich die Tätigkeit der Privatstiftung nicht nur auf die Verwal-

tung von Unternehmensanteilen der beherrschten Unternehmen be-

schränkt. Die letztgenannte Einschränkung bezieht sich – wie

sich aus der Formulierung „in beiden Fällen“ zweifelsfrei er-

gibt – offenbar auf beide Untertatbestände des § 22 Abs 1

Z 2 PSG. Damit ist die Einschränkung der Aufsichtsrats-

pflicht für bloß Anteile verwaltende Stiftungen nur vor dem

Hintergrund verständlich, dass nach der Vorstellung des Ge-

setzgebers eine derartige Tätigkeit grundsätzlich auch bei ei-

ner einheitlichen Leitung im Sinne des ersten Untertatbe-

standes des § 22 Abs 1 Z 2 PSG vorliegen könnte. [...]

Dies spricht dafür, den Begriff der einheitlichen Leitung zu-

mindest im Privatstiftungsrecht – wie dies einem Teil der

Lehre zum Aktienrecht entspricht – im Sinne einer bloßen

einheitlichen Leitungsmöglichkeit zu verstehen, ohne

dass es darauf ankäme, ob die Stiftung von dieser Befugnis

auch tatsächlich Gebrauch macht (vgl. in diesem Sinne für

die AG auch Jabornegg in Schiemer/Jabornegg/Strasser, AktG³

§ 15 Rz 21; P. Doralt in Doralt/Nowotny/Kalss, AktG § 15 Rz

12). Auch Arnold (PSG § 22 Rz 12) verweist darauf, dass der

Begriff der einheitlichen Leitung demjenigen des § 15 Abs 1

AktG entspreche, was der Gesetzgeber durch die Anfüh-

rung dieser Bestimmung in Klammer unterstreiche. Auch

dies spricht für das angeführte aktienrechtliche Verständnis

der Leitungsmöglichkeit. Im vorliegenden Fall gehen die in

Punkt XI der Stiftungsurkunde vorgesehenen Aufsichts-

und Durchgriffsbefugnisse der Stiftung über die bloße Ver-

waltung von Unternehmensanteilen (§ 22 Abs 1 Z 2 PSG

aE) jedenfalls deutlich hinaus. [...]

Allerdings ist der Vollständigkeit halber noch darauf hinzu-

weisen, dass im neueren Schrifttum grundsätzliche Beden-

ken gegen die Zulässigkeit der Ausgestaltung von Pri-

vatstiftungen in der vorliegenden Form geltend gemacht

wurden (vgl Krejci, Die Aktiengesellschaft als Stifter [2004]

28 ff) [...]. In diesem Sinne wäre daher zu erörtern, ob im

Sinne der im neueren Schrifttum (Krejci aaO 32) zitierten Be-

denken der Charakter der Stiftung als reine Thesaurie-

rungs- bzw Selbstzweckstiftung derart dominierend ist,

dass die als weiterer Stiftungszweck festgelegte „Förderung

des österreichischen Unternehmertums“ (Art IV der Stif-

tungsurkunde) den primär verfolgten Selbstzweck nicht auf-

zuwiegen vermag (Krejci aaO 35; großzügiger Böhler, Die Stif-

tung in Österreich 122 ff). In diesem Zusammenhang äußert

Krejci (aaO 37) auch Bedenken gegen eine Bestimmung, die

Zuwendungen an die Begünstigten nur ausnahmsweise vor-

sieht, nämlich wenn dies „außergewöhnliche Umstände“

(vgl Art VI der Stiftungsurkunde) rechtfertigen.

Sollte das Erstgericht nach Erörterung der Sach- und

Rechtslage mit den Beteiligten zur Auffassung gelangen,

dass eine unzulässige Selbstzweckstiftung vorliege, könnte

dies die Notwendigkeit der Auflösung der Stiftung mit

sich bringen (so Krejci aaO 32). Ohne dass im vorliegenden

Verfahrensstadium auf diese Frage abschließend eingegan-

gen werden könnte, ist jedoch jetzt schon darauf zu verwei-

sen, dass diese Konsequenz keineswegs unabdingbar ist: Zu-

nächst ist darauf zu verweisen, dass bei einer Stiftung eben-

so wie bei anderen juristischen Personen im Regelfall nicht

eine sofortige Löschung, sondern nur eine Auflösung mit

anschließender Liquidation möglich ist (vgl 23 BlgNR 18.

GP 16; Schenk in Straube, HGB I³ 126; vgl auch Burgstaller in

Jabornegg, HGB § 20 FBG Rz 5).

Soweit darüber hinaus § 35 Abs 3 PSG als abschließende

Regelung der gerichtlichen Auflösung der Stiftung anzu-
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sehen ist, stellt nicht jedes Eintragungshindernis und jeder

Gründungsmangel auch einen Auflösungsgrund dar (so of-

fenbar Riel in Doralt/Nowotny/Kalss, PSG § 35 Rz 42; vgl

auch Arnold, PSG § 35 Rz 17). Unter diesem Aspekt würde

der Gesetzgeber im Interesse des Bestandschutzes der

Stiftung die amtswegige Auflösung der eingetragenen Stif-

tung nur bei außergewöhnlich schweren Mängeln zu-

lassen. [...] 

Anmerkung

1. Die vorliegende Entscheidung des OLG Wien ist – soweit dem

Sachverhalt zu entnehmen – zu (medial und politisch) diskutier-

ten Stiftungskonstruktionen (in Zusammenhang mit der Ausla-

gerung von Unternehmens- und Immobilienbeteiligungen) er-

gangen (vgl Wirtschaftsblatt 25., 26. und 27.1.2003; Wirt-

schaftsblatt online 15.6.2003; siehe auch die derzeit wieder ak-

tuelle Berichterstattung in diversen Medien).

Die entscheidungstragenden Begründungselemente zur Zurück-

weisung des Rekurses (gegen den ohne Androhung eines

Zwangsmittels ergangenen Gerichtsauftrag) sind inhaltlich wie

rechtlich unspektakulär und entsprechen stRsp (vgl nur die

zitierte OGH-Entscheidung 14.12.2000, 6 Ob 277/00 d, mwN).

Die weiteren vom OLG Wien angesprochenen Aspekte und die

dazu getätigten Aussagen sind aber richtungweisend. Konkret

enthält die Entscheidung nämlich Aussagen zur Unzulässigkeit

von Thesaurierungs- bzw „Selbstzweck“-Stiftungen und behan-

delt die Frage der Aufsichtsratspflicht bei Privatstiftungen. 

2. Die vorliegende Entscheidung bestätigt die hA, dass

reine „Selbstzweck“-Stiftungen unzulässig sind (sie-

he nur Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss (Hrsg), PSG, § 1

Rz 34; N. Arnold, PSG-Kommentar, § 1 Rz 13; Briem in

Gassner/Göth/ Gröhs/Lang (Hrsg), Privatstiftungen, 77; Krejci,

Die Aktiengesellschaft als Stifter (2004), 28 ff uvam; ErlRV zum

§ 1; zu den diesbezüglichen Tendenzen in der Judikatur siehe

bereits OLG Innsbruck 29.5.1996, 3 R 110/96, in Zusammen-

hang mit dem Ruhen der Begünstigtenstellung).

Aus dem Verbot der „Selbstzweck“-Stiftungen und dem Wortlaut

des § 9 Abs 1 Z 3 PSG ergibt sich mE auch, dass die Privat-

stiftung einen Zweckadressaten und damit einen Begünstigten

haben muss (siehe auch Bruckner/Fries/Fries, Familienstiftung,

55, wobei bei gemeinnützigen Privatstiftungen die Begünsti-

gung der Allgemeinheit im Vordergrund steht; Briem in Gass-

ner/Göth/Gröhs/Lang (Hrsg), Privatstiftungen, 77; N. Arnold,

PSG-Kommentar, § 5 Rz 4). Das Vorliegen von Begünstigten

setzt aber seinerseits die (zumindest Möglichkeit einer) Leistung

von Zuwendungen voraus (was sich indirekt auch aus dem Auf-

lösungsgrund des § 35 Abs 2 Z 2 PSG ergibt).

„Thesaurierungsstiftungen“ sind zumeist auch „Selbstzweck“-

Stiftungen. Dennoch ist nicht jede Thesaurierung unzulässig.

Auch das Ruhen einer Begünstigtenstellung widerspricht damit

typischerweise nicht einem nach außen gerichteten Stiftungs-

zweck (siehe bereits N. Arnold, ecolex 2000, 877 [878 Fn 12])

und stellt daher (für sich) noch kein Eintragungshindernis/

keinen Auflösungsgrund dar. So bleibt es einem Stifter mE un-

benommen, eine Thesaurierung des Vermögens durch einen

gewissen Zeitraum (etwa bis zu seiner Pensionierung; bis zum

Eintritt der Volljährigkeit seiner Kinder; bis zu seinem Ableben

etc) vorzusehen. Mit einer Zuwendung an Begünstigte muss

aber zumindest innerhalb eines absehbaren Zeitraums (wenn

auch nur mittel- bis längerfristig) zu rechnen sein. Eine „ewige“

Thesaurierung ist auch insoweit unzulässig, als sich bei der

Privatstiftung sonst ein Kontrolldefizit ergäbe (siehe Kalss in

Doralt/Nowotny/Kalss (Hrsg), PSG, § 1 Rz 39 ff). 

Absolut und im Verhältnis zu den Erträgen sehr niedri-

ge Zuwendungen („Alibi-Zuwendungen“) vermö-

gen es zwar mitunter, das Kontrolldefizit zu vermei-

den (die Begünstigtenrechte sind unabhängig von

der Höhe der Zuwendung), sie ändern aber nichts am

Vorliegen eines unzulässigen „Selbstzwecks“. Die Abgren-

zung von „echten“ Zuwendungen gegenüber bloßen Alibi-Zu-

wendungen ist im Einzelfall schwierig (zu dieser Problematik

siehe Kalss in Doralt/Nowotny/Kalss (Hrsg), PSG, § 1 Rz 34 ff;

Krejci, Die Aktiengesellschaft als Stifter (2004), 31 ff; zum Pro-

blembereich der Unternehmensträgerstiftung ausführlich Jud,

JBl 2003, 771). 

Wie G. Nowotny (GeS 2005, 228 ff) zutreffend nachgewiesen

hat, ist das Gericht zur amtswegigen Auflösung einer unzu-

lässigen „Selbstzweck“-Stiftung befugt. Eine Prüfungspflicht des

Firmenbuchgerichtes ist mE aber nur in Ausnahmefällen anzu-

nehmen. Eine laufende Kontrolle, ob oder inwieweit Zuwen-

dungen an Begünstigte erfolgen oder absehbar sind, ist weder

notwendig noch zulässig (hier greift die Sonderprüfung nach

§ 31 PSG; die Privatstiftung wurde ja gerade geschaffen, um die

staatliche Kontrolle im Stiftungsbereich zurückzudrängen, ErlRV

Allgemeiner Teil).

!
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3. Das OLG Wien nahm im konkreten Fall aufgrund der Rege-

lungen der Stiftungsurkunde eine einheitliche Leitung(smög-

lichkeit) der Privatstiftung (§ 22 Abs 1 Z 2 erster Fall PSG)

an. Ob die bloße einheitliche Leitungsmöglichkeit (bei Vorlie-

gen der übrigen Voraussetzungen) zur Begründung einer Auf-

sichtsratspflicht ausreichend ist (oder ob auch tatsächlich eine

einheitliche Leitung erfolgen muss) wird den OGH aller Voraus-

sicht nach (im Bestellungsverfahren) noch beschäftigen. Zuzu-

stimmen ist dem OLG Wien jedenfalls darin, dass der Gesetz-

geber auch im PSG den Begriff der einheitlichen Leitung iSd

§ 15 AktG verstanden wissen wollte. Eine Darlegung aller Ar-

gumente zur Frage, ob daraus auch darauf rückgeschlossen

werden kann, dass die bloße Leitungsmöglichkeit zur Begrün-

dung einer Aufsichtsratspflicht ausreicht, würde den Rahmen ei-

ner Entscheidungsbesprechung sprengen (in Judikatur und Lite-

ratur wurde noch nicht näher auf die Übernahme dieser Rege-

lung aus § 29 Abs 1 Z 3 GmbHG, den Normzweck [Arbeit-

nehmermitbestimmung], die Zielsetzung der Ausnahmebestim-

mung des letzten Teilsatzes des § 22 Abs 1 Z 2 PSG [analoge

Anwendung?], die Verwendung des Wortes „Tätigkeit“ bei die-

ser Ausnahme und die eingeschränkte Prüfungsbefugnis eines

nach § 22 Abs 1 Z 2 PSG bestellten Aufsichtsrates, eingegan-

gen; in der Literatur zum PSG wird die Ansicht vertreten, dass

die bloße Leitungsmöglichkeit nicht ausreicht, siehe Wessely in

Doralt/ Nowotny/Kalss (Hrsg), PSG, § 22 Rz 6; Feichtinger-

Burgstaller in Hasch (Hrsg), Kurzkommentar, 112; offenbar zur

Vermeidung einer Aufsichtsratspflicht vom Erfordernis einer Be-

schränkung in der Stiftungserklärung ausgehend C. Nowotny in

Csoklich/ Müller/Gröhs/Helbich, Handbuch, 166).

Die Ausnahme für Privatstiftungen, deren „Tätigkeit [sich] nur

auf die Verwaltung von Unternehmensanteilen […] beschränkt“

bezieht sich ihrem Wortlaut zufolge auf den zweiten Fall („Be-

herrschung“) des § 22 Abs 1 Z 2 PSG (arg „der beherrschten

Unternehmen“). Der Passus „in beiden Fällen“ weist lediglich

auf die Zahl der Arbeitnehmer (und eben nicht auf diese Aus-

nahme) hin und stammt aus der Übernahme der Regelung des

§ 29 Abs 1 Z 3 GmbHG (die erst in weiterer Folge um die

Ausnahme erweitert wurde). Die Frage, ob diese Ausnahme auf

§ 22 Abs 1 Z 2 erster Fall PSG („einheitliche Leitung“) ana-

log anzuwenden ist, ist nicht geklärt (soweit ersichtlich gibt es in

der Literatur hiezu auch keine Stellungnahme). 

Die Formulierung des § 22 Abs 1 Z 2 PSG weist jedenfalls

Unschärfen und Widersprüchlichkeiten auf. Eine Klarstellung

durch den Gesetzgeber wäre zu begrüßen.

Nikolaus Arnold
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Hasch & Partner (Hg.)

Privatstiftungsgesetz
Kurzkommentar, Entscheidungssammlung

488 Seiten, br., 3-7046-3886-2, € 75,–

� mit dem Kurzkommentar zum PSG wird dem Praktiker der schnelle Zugriff auf das Gesetz samt

Materialien ermöglicht

� es fanden praktische Tipps aufgrund der Erfahrungen der einzelnen Bearbeiter Eingang

� die bisherige einschlägige Literatur zum PSG wird konzentriert dargestellt

� in zahlreichen Fußnoten wird für ausgefallene Rechtsfragen weiterführend verwiesen

� auf die Berücksichtigung der aktuellen Judikatur wurde besonderer Wert gelegt

� der Praktiker hat Zugang zu sämtlichen bisher publizierten höchstgerichtlichen Entscheidungen zum

PSG, die im Anhang im Volltext abgedruckt sind

� es werden einige bisher nicht veröffentlichte Entscheidungen dargestellt

Die HASCH & PARTNER Anwaltsgesellschaft mbH hat sich im Bereich des Wirtschaftsrechts, insbesondere

auf den Gebieten des Kapitalgesellschafts- und Stiftungsrechts spezialisiert. Namhafte Steuerberater und

Wirtschaftsprüfer haben das Autorenteam verstärkt.



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


